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Sgr. Inſerate 


Die Thronrede. 


Wenn die Thronrede das einzige Aktenſtück wäre, 
aus welchem wir die Pläne der Regierung für den 
norddeutſchen Bund erkennen müßten, ſo würden wir 
mit einer gewiſſen Zuverſicht in die Zukunft ſehen, denn 
der Inhalt und der Ton derſelben berechtigt zu dem 
Glauben, daß die Endziele der Regierung nicht allzu⸗ 
fern liegen von denen der lieberalen Partei. 2 

Der König ſpricht von der vergangenen Größe 
Deutſchlands und von den Beſtrebungen, die frühere 
Macht und Größe wiederzugewinnen. Indem er betont, 
daß die Regierung. die. Mat igkeit erkannt h 
„die Einigung des deutſchen Volkes an der Hand der 
Thatſachen zu ſuchen, und nicht wieder das Erreichbare 
dem Wünſchenswerthen zu opfern“, giebt er all 
denen eine Lehre, welche ſich in ihrem Eifer, die Thaten 
der Regierung zu loben, nicht mäßigen konnten, und 
die Trennung Norddeutſchlands von Süddeutſchland als 
das Beſte und das Wünſchengwertheſte Tag für Tag 
anprieſen. Man ſieht, die Regierung iſt ſich wohl bes 
wußt, daß das ganze Deutſchland das „Wünſchens⸗ 
werthe“ iſt, und wir dürfen daraus wohl bie Hoffnung 
ſchöpfen, daß ſie dieſes „wünſchenswerthe“ Ziel niemals 
aus den Augen verlieren wird. In dieſem Sinne faſſen 
wir auch die Worte auf, welche von den Beziehungen 

u Süddeutſchland handeln, und wenn der König 
175 „die Ordnung der nationalen Beziehungen 
des Norddeutſchen Bundes zu unſern Lands⸗ 
leuten im Süden des Main iſt durch die Friedens⸗ 
ſchlüſſe des vergangenen Jahres dem freien Ueberein⸗ 
kommen beider Theile anheimgeftellt. Zur Herbeiführung 
dieſes Einverſtändniſſes wird unfere Hand den ſüddeut⸗ 
ſchen Brüdern offen und entgegenkommend barge- 
reicht werden, ſobald der Norddeutſche Bund in Feſt⸗ 
stellung feiner Verfaſſung weit genug vorgeſchritten ‚fein 
wird, um zur Abſchließung von Verträgen befähigt zu 
fein“, ſo meinen ne en 9 
erung, daß „die Erhaltung de 2 Zoll ereins, die ge 
Geske Dfleje ber, Sie e e benen ce 
Verbürgiuig für die Slcherheit des deütſchen eteb 


eben nur „„Grundbedingungen““ der Verſtän⸗ 
digung bilden ſollen, welche vorausſichtlich von beiden 
Theilen angeſtrebt werden“. Die weiteren Bedingungen 
der Verſtändigung werden dann wohl in einer „Staats⸗ 
verfaſſung für ganz Deutſchland' zu ſuchen fein. 


Welches ſoll denn aber die Verfaſſung für ganz 
Deutſchland ſein? Soll es der von den Regierungen 
vereinbarte Entwurf einer Verfaſſung für Norddeutſch 
land ſein? 


Wenn wir das glauben müßten, ſo würden wir 
allerdings keine Hoffnung haben auf baldige Erfüllung 
unſerer Wünſche, aber tr. der König ſelbſt in 
ſeiner Thronrede ſo dringend zur Annahme der Vorlage 
mahnt, wir ſind 1 e und die Rede ſelbſt befeftigt 
in uns dieſe Anſicht, die Regierung hält dieſe Verfaſſung 
nicht für das Wünſchenswerthe, onder nur für das 
Erreichbare. Als Regierung kann ſie natürlich nur das 
vorlegen und zur Annahme empfehlen, was ſie für er⸗ 
reichbar hält, aber wird ſie es deßhalb ungern ſehen, 
wenn das Parlament ſein Gewicht in die Wagſchaale 
legt, um das Wünſchenswerthe zum Erreichbaren zu 
machen? Wir glauben dies nicht, denn ſie kommt den 
verbündeten Regierungen gegenüber dadurch in eine 
beffere Lage, wenn fie ernſtlich an die Einführung einer 
Verfaſſung denkt, durch welche ein wirklicher Bundes⸗ 
ftaat mit verfaſſungsmäßigem Staatsleben 
hergeſtellt wird. Nur eine ſolche Einrichtung kann die 
Einigung von Nord⸗ und Süd⸗Deutſchland, welche 
wohl jeder gute Patriot von den Alpen biz zum Rande 
des Meeres wünſcht, ſchnell herbeiführen, und in dieſem 
Sinne mögen diejenigen, welche jetzt zuſammenſtßen und 
die Berfaſſung für Norddeutſchland beräthen, folgende 
Worte beherzigen, welche der König Wilhelm geſprochen 
hatt „Nur von uns, von unſerer Vaterlandsliebe 
hängt es daher in dieſem Augenblicke ab, dem ges 
ſammten Deutſchland die Bürtzſchaften einer 
Zukunft zu ſichern, in welcher zes; frei von der 
Gefahr; wieder in Ball und Ohnmacht zu ver ⸗ 
fallen, nach eigener Selbſtbeſtimmling ſeine verfaſſungs⸗ 
mäßige Entwickelung und ſeine Wohlfahrt pflegen und 


in dem Rathe der Völker feinen friedliebenden Beruf zu 
erfüllen vermag.“ Ä 

Mögen diefe Hoffnungen, welche die Worte des 
Königs erwecken, nicht täuschen, möge die Zukunft uns 
recht bald zeigen, daß die dunklen Schatten, welche der 
vorgelegte Verfaſſungs⸗Entwurf auf die Entwicklung 
unſerer Verhältuiſſe jetzt wirft, eben nur Schatten 
find, welche niemals zu Körpern werden können. 


Wolftiſche Wochenſchau. 

eußen. Das Parlament hat in der vergangenen 
Woche mehrere Sitzungen unter dem Vorſitz des Alters- 
präfidenten v. Franken berg⸗Ludwigsdorf Hen fir In 
denſelben wurde eine genügende Anzahl von Wahlen für giltig 
erklärt, um am Sonnabend die Präſidentenwahl vor⸗ 
nehmen zu können. Es wurden gewählt: Abg. Dr. Sim ; 
ſon (welcher ſchon in der deutſchen Nationalverſammlung im 
Jahre 1848 in dem Erfurter Parlament den Vorſitz führte,) 
zum Präſidenten, Abg. Herzog v. Ujeſt zum erſten Vice · 
präſidenten und den Abg. R. v. Bennigſen (der Vor 
figende des Nationalvereins) zum zweiten Vicepräſidenten. 

Dieſe Wahl giebt Zeugniß, daß die Hoffnung der konſer⸗ 
9 5 Partei auf eine dominirende Mehrheit eine trügeriſche 
geweſen iſt. 

Am Montag erwartet man die Vorlegung des Verfaſſungs ⸗ 
Entwurfes. 

Bei den engeren Wahlen iſt Herr v. Forckenbeck 

egen den Grafen Bismarck in Elberfeld unterlegen, dagegen 

ind die übrigen engeren Wahlen in ihrer Mehrheit günſtig 
für die liberale Partei ausgefallen. Auffallend iſt, daß die 
Betheiligung dabei faſt durchgehends eine ſtärkere war, als 
bei den erſten Wahlen. 

In der letzten Zeit iſt wiederum das Gerücht aufgetaucht, 
einer der kleineren norddeutſchen Souveräne, der Fürſt von 
Waldeck, wolle feine Souveränität an Preußen ab ⸗ 
treten. Dieſe Nachricht wird offiziös als unrichtig be⸗ 
zeichnet. Dagegen ſcheint ſich die Nachricht zu beftätigen, daß 
die Fürſten von Anhalt und von Lippe⸗Detmold mit Preußen 
Militärperträge geſchloſſen haben, durch welche fie 955 

anzes Militärweſen in die Hände Preußens geben, das es vo 

ändig übernehmen und mit dem ſeinen verſchmelzen will, 
und dafür nur 160 Thlr. pr. Mann ſtatt der im Verfaſſungs⸗ 
entwurf feftgefeiten 225 Thlr. verlangt. Bei dem Intereſſe, 
welches gerade das Militärbudget in Anſpruch nimmt, 
laſſen wir hier nach „Hirth's parlamentariſchem Almanach“ 
die Summen folgen, welche die einzelnen Staaten des nord ⸗ 
deutſchen Bundes für das Militärbudget zu zahlen haben 
werden, falls der Regierungsentwurf angenommen wird. 

e dene e. 


1. Preußen, a, alte Landestheile 192,551 43,323975 
„ P. neue Landestheile 43,229 9.726525 
Summa Königreich Preußen 285,780 53,050500 
. Sachſen 23440 5,274000 
II. Mecklenburg ⸗Schwerin 5,526 1,243350 
IV. 5 Strelitz 990 202750 
V. Ofdinburg 3,44 1705400 
VI. S. Weimar 2,802 690450 
II. Heſſen nördl. des Mains 2,525 568125 
VIII. Braunſchweig 927 658575 
IX. Anhalt 1,930 
Af. Seeg both 164% 570 
S. . a 1.64 70125 
XII. er 1,418 319050 
W 113 250425 
Waldetk 581 182975 


XV. Schwarzburg⸗Rudolſtadt 738 165050 
XVI. 5 Sondershausen 662 148950 
XVII. Reuß jüng. Linie 865 194625 

XVIII. Schaumburg ⸗Llppe 314 7 

i dene 2 17875 

0 9 
XXI. ben d 306 113850 


XXII. Bremen 477 1 23225 
Summa 292,477. 65,807325 
Ducch die Blätter geht die Nachricht, daß die Regiernn 
ſich mit der Frage: wegen Aufhebung der Spielbank 
Wiesbaden beſchäftigt. Hoffentlich wird das Reſultat die 
endliche Beſeitigung dieſes Inſtituts ſein. 

Der frühere König von Hannover hat ſich endlich ent- 
ſchloſſen, mit der preußiſchen Regierung in Unterhandlung zu 
treten wegen der Regulirung ſeines Privatvermögens; ein 
gleiches wird vom ehemaligen Herzog von Naſſau gemeldet. 

Bayern. Die Ultramontanen und die Großdeutſchen 
thun alles mögliche, um das Miniſterium Hohenlohe zu 
Grm; jetzt haben fie das alberne Gericht verbreitet, der 

iniſter unterhandle mit der preußiſchen Regierung, um die 
bayeriſche Souveränität an Preußen abzutreten. 

Oeſterreich. Bis jetzt deuten noch alle Anzeichen darauf 
hin, daß die Regierung den eingeſchlagenen Weg der konſti⸗ 
tutionellen Regierung mit Ernſt verfolgen will; hoffentlich 
werden die Deutſchen die traurigen Erfahrungen früherer kon⸗ 
ſtitutioneller Perioden nicht vergeſſen haben, und die konſti⸗ 
tutionelle Neigung der Regierung benutzen, um ſichere Ga⸗ 
rantien für die Zukunft zu gewinnen. 

Die ungariſche Frage, deren Löſung endlich nach 
langen Verſuchen gefunden ſchien, droht neue Schwierigkeiten 
zu bereiten, indem die Kroaten gegen die Vereinigung mit 
Ungern proteſtiren. x 

Frankreich. Die neue Freiheit läßt noch immer auf fü 
warten; was bis jetzt über das Preßgeſetz verlautet, b 
keine großen Hoffnungen. — In Paris iſt man vor allem 
jetzt mit den Vorbereitungen für die Ausſtellung beſchäftigt. 
Ob dieſelbe alle gehegten Erwartungen erfüllen wird, muß 
bezweifelt werden, da die getroffenen Einrichtungen ſehr man⸗ 
gelhaft ſein ſollen. 

Italien. In Italien ſcheint man durch die Erwerbung 
Venetiens noch nicht befriedigt zu fein, man richtet jetzt fein 
Augenmerk auf Suͤdtyrol. 

Spanien. Das Land iſt noch immer ruhig. 

England. Die Regierung hat in der Reformfrage in 
fo weit nachgegeben, daß fie jetzt ein Reformgeſetz vor 
u will. Die Ideen, welche für die Regierung dabei maß⸗ 
gebend ſein werden, gehen aus der Rede 12955 mit 
welcher der Minifter Disraeli die anfänglich vorgelegten Re⸗ 
ſolutionen erläuterte. Er führte aus, daß die frühere Re- 
formakte die Mittelklaſſe zur Theilnahme an der Herrſchaft 
bst ‚ee das Recht der Arbeiterklaſſen ganz vernach⸗ 
8 abe. 

2 dieſes Unrecht wieder gut zu an und das alte 

ie Regierung vier 
e Sie wolle zum 
Stimmrecht berufen: 1) Jeden, der einen akademiſchen Grad 


vierte um 30,000 vermehren. Den alten Burgflecken⸗Zenſus | in höherem Maße als jonft dem kommunalen und dem wirth⸗ 


wolle er von 10 Pfd. (66 ¾8 Thlr.) Miethe auf 6 Pfd. 
(40 Thlr.) Abgaben⸗Schäßung ermäßigen (d. h. auf 11 5 7 
8 Pfd. [53 ½ Thlr.] ielhe). Dieſe Ermäßigung würde den 
Burgfieden in England und Wales 130,000 neue Wähler 
eben. Indem er die neuen Zenſusklaſſen auch in den Graf⸗ 
ſchaften einführen und den alten Grafſchaftszenſus von 50 
Pfd. (333 ½ Thlr.) auf 20 Pfd. (133°% un herabſetzen 
will, denkt er wieder 82,500 neue Wähler zu ſchaffen. In 
runder Zahl würde die Geſammtvermehrung der. Wähler 
400,000 betragen. — Die Aafaahne Regierung finden bei 
iberalen keine günſtige Aufnahme. 
= En Der uſſtand in Kandia iſt unterdrückt, aber 
aus dieſem Siege ſcheint der hohen, Pforte eine noch dre 
Gefahr zu erwachſen, als in dem Aufſtand ſelbſt lag. Der 
Vicekönig von Aegypten, durch deſſen Hilfe hauptſächlich die 
Unterdrückung des Aufſtandes gelang, verlangt, letzt für ſeine 
Hilfe einen ſolchen Preis, daß er nach Bewilligung ſeiner 
Forderungen ſo ziemlich als unabhängiger Souverain daſtehen 
wür z, anfürſtenthümer. Die Gerüchte über Entdeckung 
einer Verſchwörung gegen den Fürſten werden amtlich als 
falſch bezeichnet. Man ſpricht von der Vermählung des Für 
ſten mit einer Tochter der Königin von England. 
Nord⸗Amerika. Es ſcheint faft, als ob die Anklage 
gegen den Präſidenten ohne Reſultat verlaufen ſollte. 
geen 7 —:Tͤß;§vẽ̃ͥ aͥmqDũ — 


Neueſte Nachrichten. ee 
1. März. In der heutigen Conferenz der Linken 

ee niniptrielle Vorlage in Betreff der Sten ern 
mit wenigen Modifikationen angenommen. Bezüglich der 
Vorlage wegen Aushebung der Rekruten aber wurde ver⸗ 
langt, daß vorerſt im Sinne der Geſetze laut Conſtitution 
und alter Prar eine Commiſſion entſendet werde, vor 
welcher das Mintfterlum die Nothwenbigfeit einer Rekruten 
Aushebung nach en Woche de — Die offtzielle Mittheilung von 
der in der nächſten Woche bevorſtehenden Ankunft des Kaiſers 
i elangt. . 
5 Ben, Sonnabend 2. März, Nachts. In feiner heutigen 
Abendſitzung nahm das Unterhaus die Negierungsvorlage be» 
treffend die Rekrutenaushebung nach faft dreiſtündiger Debatte 
mit großer Majorität unverändert an. SR 

Wien, Sonntag 3. März, Morgens. 1 0 des 
neuen Pfandbriefanlehens erfährt die „Preffe", es ſei zwiſchen 
der Reb ierung und einem Pariſer Conſortium eine Abmachung 
getroffen, wonach letzteres die ganze Summe zum Courſe von 
69 ½ pGt. übernimmt. Sollte durch Ueberzeichnungen ein 
Mehrerlös erzielt werden, ſo ge ber Gewinn an ber Cours. 
differenz bis 71 pCt. dem onſortium allein, bis 76 wird 
der Gewinn zwiſchen der Regierung und dem Conſortium 

ilt. 
is, Sonntag 3. März. Morgens. Der „Moniteur“ 
meldet: Ein Rapport des Kriegsminiſters, Marſchalls Niel, 
ſchlägt die Ernennung des Generals Ladmirault zum Komman⸗ 
danten des zweiten und des Generals Be zum Komman- 
danten des e Armeekorps vor. Graf Rahneval iſt 852 
franzöſiſchen Geſandten in Weimar ernannt worden. Der 
Schiffbruch des Transportdampfers „Gironde“ beſtätigt 
ſich. Die Mannſchaft ift gerettet. 

Die Zinſen ie die Schatzbons find auf 1, reſp. 1½ und 
2 ½ Prozent feſtgeſtellt worden. 


Aus Berlin. RR 
Aus dem Berliner Vereinsleben. Lau 
der detgapgeden Woche hat ſich die Vereinihätigkeit wieder 


der liberalen 


ſchaftlichen Leben zugewendet. Man müſſe, meinte Herr 
Bram in der am keins ſtattgefundenen Verſammlung 
des Bezirks⸗Vereins Alt⸗Berlin, die gegenwärtige politiſche 
Ruhe, die ſich nach der endlich erfolgten Beflatigung der 
Stadträthe auch auf kommunalem Gebiete geltend mache, 
dazu benutzen, um die innern häuslichen Angelegenheiten aufe 
merkſamer in's be Wee faſſen. In dieſer Beziehung ſei 
namentlich von der Bürgerſchaft auf die Ablehnung der pro⸗ 
jectirken lf dee e d Miethsſteuer 15 uwirken. Er 
Peniche als dieſe ſei die vom Magiſtrate beabſichtigte Um⸗ 
wandlung der Armenſchulen in Gemeindeſchulen. In der an 
die Erörkerungen des Herrn Bram ſich knüpfende Debatte 
wurde beſchloffen, die Berathung der Miethsſteuerangelegenheit 
auf die Tagesordnung der nächſten Verſammlung zu ſetzen, 
und die Stadtverordneten des Bezirks zu derſelben einzuladen. 

Auch andere 1 beſchäftigen de mit der bren- 
nenden Frage der Erhöhung der Mietböfteuer und die Ver- 
eine der Stadtbezirke von 137 bis 141 und der Hamburger 
Vorſtadt beſchloſſen, geradezu einen Proteſt gegen dieſe & 
höhung bei der GStadtverorbneten-Derfammlung einzulegen, 
1015 ſie ſich mit dem bloßen Petitioniren nicht begnügen 
wollten. 

Von einigen Vorſchuß⸗Vereinen wurde im Laufe der 
Woche die vierteljährliche Ae e e e und 
haben dieſe den Beweis geliefert, daß die Behauptung der⸗ 
jenigen falſch iſt, welche Berlin für einen nicht geeigneten 
Boden für die Schöpfungen von Schulze⸗Delitſch erklärten. 
So fand am Montag die ordentliche Generalverſammlung 
der Darlehnskaſſe des Jeruſalemer Straßenbezirks ſtatt, in 
welcher die Feſtſtellung des Jahresberichts und die Neuwahl 
des Vorſtandes erfolgte. Der Verein, der nur einen kleinen 
Bezirk umfaßt, gab im verfloſſenen Jahre an feine Mitglie⸗ 
der 1720 Thlr. an Darlehen. Die gezahlten Beiträge der 
Mitglieder betrugen 315 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. An dem⸗ 
felben Tage fand die Generalverſammlung des Konſum⸗Ver⸗ 
eins Berlin ſtatt, in der außer einer theilweiſen Aenderung 
der Statuten auch die Neuwahl reſp. die Wiederwahl des 
Vorſtandes erfolgt iſt. 

Die herrſchende Hypothekennoth verſammelte am 
Dienſtag wieder eine Anzahl von Hauseigenthümern unter 
dem Borfig des Bezirksvorſtehers May, um die Begründung 
eines Pfandbrief-Inſtitute für die Berliner Hauseigen⸗ 
thümer zu berathen. Es wurde beſchloſſen, nach vierzehn 
Tagen eine Generalverſammlung anzuberaumen, zu welcher 
ſämmtliche Hauseigenthümer Berlins eingeladen werden ſollen. 

Ganz ohne Politik iſt indeß dieſe ee nicht vorüber- 
iat Per In der Montagſitzung des Arbeiter -Vereins 
ielt Herr Heinrich Steinitz einen Vortrag über den Aus⸗ 
fall der Wahlen, in welchem er die Urſachen der Wahlnieder⸗ 
lagen der liberalen Partei zu erörtern ſuchte. Einestheils 
fand er biefelben in dem Umſtande, daß das neue Wahlgeſetz, 
aus einem ganzen Syſtem freiheitlicher Garantien herausge- 
ite ge bie 185 Stützen des freien Vereinsrechtes 
und der freien Preſſe daſteht, und in den Mängeln des Wahl⸗ 
reglements, welches namentlich auf dem Lande das Geheim⸗ 
niß der Stimmabgabe vielfach vereitle; dann aber a in 
ber Läſſ 115 it der liberalen Partei, welche das directe Wahl ⸗ 
recht in ähnlicher Be Br behandeln wollen, wie das In- 
directe. Das directe Wahlrecht verlange namentlich unter den 
in Preußen obwaltenden Verhältniſſen, wo der Regierungs 
artei der ganze Beamten⸗Apparat gewiſſermaßen zur Per- 
ügung ſtehe, das volle Eintreten der Perſönlichkeit 

8 Kandidaten, energiſche und a orzaniflrte Thätigfeit 
artei vor der Wahl und vor allen Dingen 


auch Opfer an Geld, um dieſe Thätigkeit ins Werk zu 
feen. In lien dieſen Beziehungen könne die konſervative 
Partei als Muſter dienen, die Feet an den verlornen Poften 


erlin bedeutende Summen in Agitationsmitteln verwen- | 


det habe. Doch würde das Volk den Gebrauch des demo⸗ 
kratiſchen Wahlrechts ſchon lernen. Redner forderte ſchließlich 
15 einer Petition an den Reichstag auf, um Prüfung des 
ahlreglements und Bewilligung der Diäten für die Reichs ⸗ 
tags⸗Abgeordneten. , , 
= Fu den letzten Wochen ſind in Berlin wiederum 
mehrere Cholera Erkrankungen, einige ſogar mit tödt⸗ 
lichem Ausgang, vorgekommen. Wir machen daher ſowohl 
unſere Leſer, als auch die Sanitätsbehörden darauf aufmerk⸗ 
ſam, wie dringend nothwendig es iſt, die im vorigen Som ⸗ 
mer mit ſo vielem Erfolg 8 Desinfektion 
wieder zu beginnen. Wenn man jetzt Abends nach 10 Uhr 
durch die Straßen geht, ſo kann man ſich überzeugen, daß 
dieſelbe leider ganz aufgegeben worden iſt. Unzweckmäßig 
wäre es, damit zu warten, bis die Seuche wieder eine größere 
Ausbreitung erlangt hat. 

— Die Omnibusgeſellſchaft wird eine neue Aende⸗ 
rung vornehmen; es ſollen Abonnements Billets eingeführt 
werden, welche beim Bezahlen in eine 90 c ant Büchſe ge · 
khan werden, fo daß dem Kondukteur die Möglichkeit einer 
Unterſchlagung genommen ift. Ueber den Preis der Abon⸗ 
nements⸗Billeis verlautet noch nichts. 

— Anläßlich des Mordes, welcher hier an einem Bäcker- 
Lehrling verübt worden iſt, erheben ſich wiederum viele 
Stimmen, welche eine Vermehrung der Polizeibeam⸗ 
ten fordern. Wir glauben, daß eine ſolche, mit ganz bedeu⸗ 
tenden Koſten verbundene Ah nicht nothwendig 
ſein wird, wenn das Princip, die Sicherheitsbeamten nur 
zu den Dienftleiftungen zu verwenden, welche direkt anf den 
Sicherheitszuſtand der Stadt Bezug haben, immer mehr zur 
Geltung gelangt, { == 

= Am heutizen Tage ſoll noch eine neue Volks. 
küche eröffnet werden. Die ſchon beſtehenden Küchen 
erfreuen fich einer ſtets wachſenden Theilnahme. Das Ein- 
ehen der in der Gegend des Köpnicker Thores gelegenen 
Vokzräche darf man nicht als ein Zeichen der geringen Thel. 
nahme betrachten; die Küche wird wahrſcheinlich in kurzem 
an einem andern. Punkte. in jener Gegend wieder eröffnet 
werben. 


j Vermiſchtes. 

+ Ein e Gutsbeſitzer, Herr v. Thünen, 
hat ſich lange Jahre 05 damit beſchäftigt, das Geſetz 
des naturgemäßen Arbei 
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unterworfen iſt, ſiegreich beſtehen können. Auf die Mili- 
tärfrage übergehend, ſagt Herr v. Thünen, den gewiß Nie⸗ 
mand auflagen wird, zu den „Demokraten“ zu gehören, welche 
„weiter nichts anſtreben als die Beſeitigung des Mititärs“: 
„Dieſe Scheu, den Menſchen als Kapital zu betrachten, wird 
aber beſonders im Kriege der Menſchheit verderblich; denn 
hier ſchont man das Kapital, aber nicht den Menſchen, und 
unbedenklich opfert man im Krieg hundert Menſchen in der 
Blüthe 155 Sure auf, um eine Kanone zit retten. In den 
hundert Menſchen geht wenigſtens ein zwanzigmal ſo großes 
Kapital verloren als in der einen Kanone. Aber die An⸗ 
ſchaffung der Kanone verurſacht dem Staatsſchatz eine Aus- 
gabe, während die Menſchen durch einen bloßen Konfkrip⸗ 
tionsbefehl umſonſt wieder zu haben find. Den zum Sol« 
daten brauchbaren Mann nimmt der Staat wo er ihn findet, 
ohne der Familie des Mannes, die in ihm vielleicht die ein⸗ 
age Subfiftenzquelle verliert, die mindeſte Vergütigung zu 
geben. Wunderbarer Weiſe laſſen dies die Staatsbürger ſich 
ruhig gefallen, während, wenn man Ochſen und Pferde, 
da wo man fie findet und braucht, ohne Vergütigung weg ⸗ 
nähme, ſogleich ein allgemeiner Aufruhr ausbrechen würde. 
Hier wird alſo das Kapital viel höher geachtet, als der 
Menſch. Würde der Menſch dem Kapital auch nur gleich 
geachtet, ſo müßte der Staat: 1) für jeden im Krieg ge⸗ 
tödteten Soldaten der Familie deſſelben die Erziehungskoſten 
vergüten, 2) den zum Krüppel geſchoſſenen Soldaten nicht 
blos das auf ſeine Erziehung verwandte, nun vernichtete 
Kapital, ſondern auch den lebensläuglichen Unterhalt bezahlen; 
3) dem geſund aus rem Krieg zurück ehrenden Soldaten bie 
bnutzung feiner Kraft im Geldäquivalent des ih der Dienft« 
zeit entgangenen Erwerbes erſtattten. Dadurch würden die 
Kriege unendlich koſtbarer werden, aber dies würde zum Heil 
der Menſchheit gereichen. Dann würden die Kriege weit 
ſeltener werden, und man würde ſie mit weit weniger 
Menſchenopfern führen, weil die Menſchen zu koſtbar 
würden. Wären Menſchenopfer im Kriege koſtbar, fo würde 
auch für die Verpflegung beſſer geſorzt werden. 
„Wohl mag die Vertheidigung des Vaterlandes die erſte 
Pflicht des Staatsbürgers fein, wohl mag der Staat ber 
rechtigt ſein, von jedem Glied deſſelben zu fordern, daß es 
für das Ganze ſein Leben opfere, aber nimmermehr hat der 
Stäat das Recht, mit dem Leben eines Familiengliedes auch 
das 55 der Familie in Anſpruch zu nehmen und ein⸗ 
zuziehen. Nun aber beſteht ſehr häufig das ganze Vermögen 
einer Familie in der Arbeitskraft eines Mannes (Landwehr). 
Nimmt der Staat dieſen hinweg, fo fehlt den Kindern des⸗ 
ſelben der Ernährer und Erzieher, und ſeinen alten hülfloſen 
Eltern ihr Retter von Noth und Elend im Alter. Während 
dem reichen Gutsbeſitzer die für den Militärdienſt requirirten 
Pferde aus dem Staatsſchatz bezahlt werden, nimmt man den 
Armen ihr ganzes Vermögen, ohne nur an eine Vergütigung 
u denken. Kann es je eine größere Ungleichheit in der Er⸗ 
5 der Abgabe geben?“ 8 
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